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Irak: Humanitäre Hilfe statt Waffen
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internationale ärzte 
für die verhütung des 
atomkrieges – ärzte in 
sozialer verantwortung

E
twa 630.000 Menschen sind 
im August mit dem, was sie am 
Körper trugen, um ihr Leben ge-
laufen. Sie flüchteten in einem 

Fußmarsch von etwa acht Tagen vom Sin-
jar-Gebirge im irakisch-syrischen Grenz-
gebiet in die kurdische Provinz Dohuk im 
Irak. Neben Jesiden befanden sich auch 
Christen, Turkmenen und viele Araber auf 
der Flucht vor den Kämpfern des soge-
nannten „Islamischen Staats“. Die Chri-
sten flohen nach der Einnahme der Stadt 
Mossul, nachdem der IS begonnen hatte, 
den Christen eine „Kopfsteuer“ abzuneh-
men. 

Die IPPNW-Ärztin Dr. Angelika Claußen 
besuchte im Oktober 2014 Flüchtlings-
camps um die kurdischen Städte Dohuk 
und Erbil und sprach mit Opfern des „Is-
lamischen Staates“ (IS). Jesidische Frau-
en, die aus der Gefangenschaft des IS zu-
rückgekehrt sind bzw. von ihren eigenen 
Familien zurückgekauft wurden, trauern 
um ihre ermordeten Männer, Väter, Groß-
väter und Söhne. Sie sind geplagt von Alb- 
träumen, in denen sie Szenen ihrer Schre-
ckenserlebnisse immer wieder erleben. 
Sie fragen sich mit großer Angst, ob sie 
ihre von der IS entführten Schwestern 
oder Mütter jemals wiedersehen werden. 

In ihren Erzählungen finden sich syste-
matische und wiederkehrende Muster der 
Mittäterschaft und Unterstützung des Isla-
mischen Staats. Es waren die unmittelba-
ren Nachbarn der jesidischen und christ-
lichen Minderheiten, die Familien an den 
IS verraten haben und ihnen ihr Hab und 
Gut stahlen, Wertgegenstände wie Gold, 
Schmuck, Geld und Autos. Es waren jun-
ge Männer, die sich – aus zahlreichen ara-
bischen, westlichen und asiatischen Län-
dern kommend – dem IS anschlossen und 

Frauen und Mädchen mit der Pistole am 
Kopf zwangen, zum Islam zu konvertieren, 
die sie misshandelten und vergewaltigten. 
Es waren ehemalige Nachbarn, die die 
gefangenen Jesidinnen oder Christinnen 
bei ihren Verwandten zu Hause anrufen 
ließen, damit die Familien ihre Mädchen 
gegen Lösegeld wieder freikauften. 

Es ist diese Mittäterschaft von zahlreichen 
sehr unterschiedlichen Menschen in der 
Zivilbevölkerung, die Dr. Angelika Claußen 
besonders traf, weil sie sie in dieser Mas-
sivität nicht erwartet hatte. Nachfragen bei 
verschiedenen kurdischen Intellektuellen 

ergaben übereinstimmend die Schätzung, 
dass selbst unter den Kurden zwischen 
30-40 Prozent der Bevölkerung die Prak-
tiken des IS billigen. 

D
ie irakisch-kurdische Autono-
mie-Regierung ist mit der gro-
ßen Zahl der immer noch ein-
strömenden Flüchtlinge, zuletzt 

auch aus dem Kriegsgebiet in Kobane, 
völlig überfordert. Laut UNHCR betrug 
die Zahl der binnenvertriebenen Iraker, 
die ohne feste Unterkunft sind, im Janu-
ar 2015 immer noch etwa 740.000. Ein 
Großteil der Flüchtlinge lebt in Zelten, 
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EIN KIND IM NICHT-OFFIZIELLEN FLÜCHTLINGSCAMP XANKI. DER 
JESIDISCHE GROSSGRUNDBESITZER ALI EZID HATTE SEIN FELD 
ZUR VERFÜGUNG GESTELLT UND KÜMMERT SICH LAUFEND UM DIE 
ANGELEGENHEITEN DER FLÜCHTLINGE. 



HUMANITÄRE HILFE STATT WAFFEN

die zumeist nicht winterfest sind. Es fehlt 
an winterfester Kleidung, ausreichend 
Wasch- und Toilettenmöglichkeiten und 
warmen Decken. Außerdem gibt es kaum 
getrennte Sanitäranlagen für Frauen, kei-
ne Schulen und Beschäftigungsmöglich-
keiten. Die Nahrung für die Flüchtlinge 
wird überwiegend durch die Regierung 
des kurdischen Ministerpräsidenten Mas-
soud Barzani gestellt, Zelte, Decken, Klei-
dung, Sanitäranlagen durch verschiedene 
internationale Hilfsorganisationen. Die 
Helfer beklagen die fehlende Koordination 
und die Bürokratie. Die Gesundheitsver-
sorgung in den Flüchtlingslagern gewähr-
leisten mobile Behandlungseinheiten aus 
den Krankenhäusern der kurdischen Auto- 
nomieregierung bzw. internationale Hilfs-
organisationen. 

D ie psychiatrische Versorgung der 
Flüchtlinge übernehmen zwei psy-

chiatrische Abteilungen in jeweils einem 
Krankenhaus in Erbil und Dohuk. Am 
Azadi-Krankenhaus in Dohuk arbeiten 
beispielsweise nur drei Psychiater, die die 
Versorgung für Bevölkerung und für Hun-
derttausende von Flüchtlingen nicht aus-
reichend sicherstellen können. Trotzdem 
bemühen sich die Ärzte, in wöchentlichen 
Abständen Sprechstunden in den Flücht-
lingscamps abzuhalten, was aber nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein sei. 

Der leitende Psychiater des Kranken-
hauses Dr. Perjan sprach von einem sehr 
großen Ausbildungsbedarf zum Facharzt 
für Psychiatrie und zum Facharzt für Kin-
der und Jugendpsychiatrie. Er hält die 
Ausbildung in Psychotherapie sowohl für 
Ärzte also auch für Psychologen für drin-
gend erforderlich. Dr. Perjan schlug ein 
kontinuierliches Ausbildungsangebot vor, 
das in Zusammenarbeit deutschen Uni-
versitäten, mit der Universität Dohuk und 
mit dem Behandlungszentrum der Jiyan 
Stiftung für Menschenrechte sofort be-
gonnen und Schritt für Schritt umgesetzt 
werden könne. Wegen des hohen Bedarfs 
infolge der vielen schwerst traumatisierten 
Flüchtlinge sieht er dringenden Hand-
lungsbedarf. Eine enge kontinuierliche 
Zusammenarbeit mittels Universitätspart-
nerschaften, z.B. mit den medizinischen 
und psychologischen Fakultäten, sei ge-
eignet, mittel- und langfristig die Folgen 
des im Irak nun schon über Jahrzehnte 
andauernden Krieges zu überwinden. 

Die Jiyan Stiftung für Menschenrechte 
(ehemals Kirkuk Center für Folteropfer) 
ist eine unabhängige Organisation mit Sitz 
im Irak, die am Schnittpunkt von Men-
schenrechtsschutz, Traumatherapie und 
Gewaltprävention arbeitet. Zu den An-
geboten der Jiyan Stiftung gehören Pro-
gramme für traumatisierte Überlebende 
von Folter und Gewalt, Verfolgung und 
Genozid, Flüchtlinge und Minderheiten, 
Frauen, Kinder und Jugendliche sowie 
für den Aufbau von Zivilgesellschaft und 
Demokratie. Die Stiftung wurde 2005 zu-
nächst in der Stadt Kirkuk gegründet und 
baute Schritt für Schritt Behandlungszen-
tren in verschiedenen Städten des Nord-
iraks auf. Sie erweiterte das Behandlungs-
programm in den Zentren, beginnend mit 
der Behandlung von Folteropfern und ge-
schlechtsbasierten Gewaltopfern, inner-
familiären Konflikten, Gewalt an Minder-
heiten und seit 2012 der Behandlung von 
traumatisierten Flüchtlingen aus Syrien 
und Binnenflüchtlingen aus dem Irak. 

D r. Angelika Claußen besuchte das 
Behandlungszentrum in Dohuk, wo 

Dr. Perjan als Fallsupervisor arbeitet. 
Das Zentrum beschäftigt sechs Psycho- 
logInnen, zwei Ärzte für Allgemeinmedi-
zin sowie je eine Physiotherapeutin und 
Verwaltungsangestellte. Die Zuweisung 
erfolgt über Ärzte, der Erstkontakt wird 
durch eine Psychologin durchgeführt. Die 
angestellten PsychologInnen befinden 
sich in psychotherapeutischer Zusatz-
ausbildung. Das Zentrum unterhält eine 
Außenstation im Flüchtlingslager Dom-

miz mit täglichen Sprechstunden sowie 
mobile Teams in weiteren Flüchtlings- 
lagern in der Nähe von Dohuk. 

Über die Situation der Flüchtlinge 
in der Türkei haben sich auch die  

IPPNW-Mitglieder Dr. Gisela Penteker 
und Marlene Pfaffenzeller ein Bild ge-
macht. Alle hatten den Eindruck, dass 
die internationale Hilfe nur sehr zögerlich 
bei den Flüchtlingen ankommt und der 
UNHCR-Apparat viel zu bürokratisch und 
schwerfällig ist.

Der Genozid an den Jesiden hat seine 
Vorgeschichte in einer lange andau-
ernden Diskriminierungspolitik und syste-
matischen Übergriffen auf die ethnischen 
und religiösen Minderheiten im Irak – so-
wohl während des Regimes von Saddam 
Hussein als auch infolge des Irakkriegs 
durch die USA und die nachfolgende 
Besatzungspolitik. Eine „einzige richtige“ 
Antwort, wie die extremen Menschen-
rechtsverletzungen des IS und der Krieg 
gegen die Zivilbevölkerung im Irak kurz-
fristig gestoppt werden können, gibt es 
nicht. Aber militärische Lösungen werden 
sich als Sackgasse, vielleicht sogar als Bu-
merang erweisen und neue terroristische 
Gruppen hervorbringen. Sie können keine 
Antwort liefern auf das stark verwurzelte, 
extrem konservativ und demokratiefeind-
liche, religiös geprägte Denken, das so 
viele Menschen der gesamten Region 
in den Protesten des sogenannten „Ara-
bischen Frühlings“ seit 2011 in Frage ge-
stellt haben. 
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Die deutsche Sektion der Internatio- 
nalen Ärzte für die Verhütung des 
Atomkrieges (IPPNW) hat an die Bun-
desregierung appelliert, den Bundes-
wehreinsatz im Irak nicht auszudeh-
nen. Stattdessen solle die humanitäre 
Hilfe noch weiter aufgestockt werden. 

Der Bundesregierung fehlt nach wie 
vor die Perspektive für eine poli-
tische Lösung in der Region. Statt 
im Irak aufzurüsten und Deutschland 
in einen langen Krieg zu involvieren, 
sollte sich die Bundesregierung für 
die Suche nach Friedenslösungen im 
Irak- und Syrienkrieg einsetzen bzw.  
vorhandene Vorschläge aufgreifen. „Der 
Kriegslogik muss endlich eine Frie-
denslogik entgegen gestellt werden“, 
fordert die IPPNW-Vorsitzende Susan-
ne Grabenhorst. 

Die bereits erfolgte Waffenlieferung an 
die Peschmerga war ein Tabubruch. Mit 
weiteren Lieferungen in eine Kriegsre-
gion würde die Bundesregierung er-
neut gegen das Außenwirtschafts- und 
Kriegswaffenkontrollgesetz und das 
Friedensgebot des Grundgesetzes ver-
stoßen. Auch die geplante Entsendung 
von bis zu 100 Soldaten in die nordira-
kische Metropole Erbil ist nicht durch 
ein Mandat der Vereinten Nationen ge-
deckt. 

Statt Militärhilfe für die Kurden sind 
konkrete Schritte zur Eindämmung des 
Waffenhandels, des Söldnerzustroms 

in die Region sowie eine Austrocknung 
der IS-Finanzierungsquellen notwen-
dig. Als drittgrößter Waffenexporteur 
der Welt muss Deutschland alle Waf-
fenexporte nach Saudi-Arabien, Katar 
und in die Türkei stoppen, die an der 
Aufrüstung des IS mit beteiligt waren. 
Dies wäre ein Schritt auf dem Weg zur 
Beendigung des todbringenden inter-
nationalen Waffenhandels.

Deutschland kann eine wichtige kon-
struktive Rolle in der Weltpolitik spie-
len, indem sich die Regierung mit aller 
Kraft dafür einsetzt, die aktuelle Kri-
se im Irak nicht militärisch, sondern 
politisch zu lösen. Nur eine von allen 
Bevölkerungsgruppen akzeptierte ira-
kische Regierung kann die Vorausset-
zungen schaffen, um gegen den „Isla-
mischen Staat“ erfolgreich zu sein. 

Die internationale Staatengemeinschaft 
sollte Lehren aus der Vergangenheit 
ziehen: Allein aufgrund der US-Inva-
sion im Jahr 2003 sind bis Ende 2013 
schätzungsweise zwischen ein und 
zwei Millionen IrakerInnen ums Leben 
gekommen. Dies sind ca. 5 % der ge-
samten Bevölkerung des Landes. 

Diese Zahlen nennt der IPPNW-Report 
„Body Count – Opferzahlen nach zehn 
Jahren Krieg gegen den Terror Irak – 
Afghanistan – Pakistan”, der jetzt in der 
dritten aktualisierten Auflage vorliegt.
 
Studie: www.kurzlink.de/bodycount

Humanitäre Hilfe statt Waffen und SoldatenD ie Konfliktlage im Irak und in der Re-
gion ist sehr komplex: Sie umfasst 

viele miteinander verwobene Teilkonflikte 
und ist eng mit den regionalen und globa-
len Ressourcenkonflikten um Öl und Gas 
sowie andere Bodenschätze verbunden. 
Gleichzeitig geht es um die regionale Vor-
machtstellung zwischen den sunnitisch 
geprägten Regionalmächten Saudi-Ara-
bien, Katar und Türkei einerseits und den 
schiitisch-alawitisch geprägten Regional-
mächten Iran, Irak und Syrien anderer-
seits. Zudem kämpft das US-geführte 
NATO-Bündnis um die globale Vormacht-
stellung mit Russland und China.

Angesichts der desolaten Versorgungs-
situation und der anhaltenden Kämpfe 
machen sich viele Flüchtlinge auf den ge-
fährlichen Weg übers Meer nach Europa. 
Die Zahl derer, die dabei ums Leben kom-
men, steigt. Wenn sie es bis nach Europa 
schaffen, müssen sie um ihren Aufenthalt 
kämpfen, anstatt bei Freunden und Ver-
wandten Ruhe zu finden.

E s ist ein Armutszeugnis, dass es nicht 
gelingt, die Flüchtlinge vor Ort men-

schenwürdig zu versorgen oder ihnen si-
chere Wege nach Europa zu öffnen. Waf-
fen kommen an, humanitäre Hilfe nicht.

Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW 
fordert die Aufstockung der deutschen Not- 
hilfegelder. Notwendig sind zudem groß-
zügige finanzielle Hilfen zum Ausbau der 
psychosozialen Versorgung der  
traumatisierten Flüchtlinge so- 
wie eine deutliche Erhöhung 
der Aufnahmzahlen der Kriegs- 
flüchtlinge aus dem Irak und 
aus Syrien nach Deutschland 
und in die Europäische Union.
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6.–8.2.2015 Friedensdemonstration ( 7. 2. ) und Friedenskonferenz 
zur Sicherheitskonferenz in München, zusätzlich dezentrale Aktionen
14.3.2015 zweite Aktionskonferenz   3.–6.4.2015 Ostermärsche  
9.5. 2015 Bundesweite Demonstration in Berlin zum 70. Jahrestag der 
Befreiung von Krieg und Faschismus

     Hier Karte abtrennen    
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E ine große Zahl von Organisationen aus der Friedensbewegung 
mobilisiert gemeinsam gegen die weltweit zunehmenden Krie-

ge und die Aufrüstung. Zu ihnen gehören die IPPNW, pax christi 
und viele lokale und regionale Initiativen sowie „Mahnwachen für 
den Frieden“. Sie rufen gemeinsam zum „Friedenswinter“ auf. 
Erster Höhepunkt war eine Aktionswoche vom 8. bis 13. Dezem-
ber 2014 mit dezentralen Demonstrationen in Berlin, Hamburg, 
Bochum, Leipzig, Heidelberg und München. Unser Engagement 
geht weiter. Aktionen zur Sicherheitskonferenz vom 6. bis 8. Feb-
ruar 2015 in München (Demonstration und Gegenkonferenz) sind 
bereits in Vorbereitung. 

AKTION

V iele Aktionen sind auch zu den traditionellen Ostermärschen 
geplant. Bundesweiter Aktionshöhepunkt soll der 9. Mai 2015 

werden. Der 70. Jahrestag der Befreiung Deutschlands und Euro-
pas von Krieg und Faschismus soll ein unübersehbares Zeichen 
gegen jede Form von Kriegen, für Abrüstung, für eine Politik der 
Kooperation und des Dialogs werden.

Informationen und Termine unter : 
http: // friedenswinter.de

Friedenswinter: Zeitung 

Bestellen Sie Zeitungen und Materialien, um für den Friedenswinter 
zu werben. Die nächsten Aktionen und Demonstrationen zur Mün-
chener Sicherheitskonferenz, den Ostermärschen und zum Ak-
tionshöhepunkt am 9. Mai 2015 sind in Vorbereitung.  

Wir möchten Sie bitten, zu mobilisieren und die Vorbe-
reitungen zu unterstützen. Wir brauchen weiterhin viele Men-
schen auf der Straße. Laden Sie Ihre Bekannten und Freunde ein 
und helfen mit, dass die Demonstrationen unübersehbare Protes-
te für den Frieden werden.

http: // friedenswinter.de/material

Die Friedensbewegung mobilisiert!

Friedenswinter
2014 /2015

Friedenslogik statt
Kriegsrhetorik

Gemeinsam für
den Frieden
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